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Geſetz, Sammlung 


fuͤr die 


Königlichen m, Staaten. 
—— No 18. 


«No. 830.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und Seiner 
= Königlichen Hoheit dem Großherzoge zu Sachfen- Weimar und Eifenach, 

wegen der Verbrauchſteuern, welche an der Außern Grenze des Koͤnig⸗ 

lich-Preußiſchen Gebiets von dem Verkehre der darin eingeſchloſſenen 

ſouverainen Großherzoglichen Aemter Allſtedt und Oldisleben 

D erhoben werden. Vom 27ſten Juni und ratifizirt am 15ten Auguſt 1823. 


a die Gefälle, welche dem Königlich - Preußifchen Geſetze vom 26ſten Mai 
1818. gemaͤß, auf den aͤußern Grenzen des Preußiſchen Staats erhoben werden, 
auch mehrere in demſelben eingeſchloſſene ſouveraine Beſitzungen deutſcher Bun⸗ 
desſtaaten, namentlich auch die ſouverainen Großherzoglich-Sachſen-Weimar⸗ 
ſchen Aemter Allſtedt und Oldisleben treffen, Seine Majeſtaͤt der König. von 
Preußen aber geneigt ſind, dasjenige Einkommen, welches Ihren Kaſſen in 
Folge dieſes beſondern Verhaͤltniſſes zufließt, den landesherrlichen, Kaſſen gedach- 
ter Staaten für den Fall uͤberweiſen zu laſſen, daß eine gemeinfchaftliche, billige 
Uebereinkunft deshalb getroffen werden koͤnnte; ſo haben Seine Königliche Hoheit 
der Großherzog zu Sachſen-Weimar und Eiſenach Sich zu einer ſolchen für 

Ihre ebengedachten Aemter, unbeſchadet Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte, 
bereit erklaͤrt, und es iſt hierauf durch die von Seiten beider Theile ernannten 
Bevollmaͤchtigten, namlich : 
von Seiten Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs von Preußen, durch den 
Geheimen Legationsrath von Buͤlow ꝛc., von Seiten Seiner 
Koͤniglichen Hoheit des Großherzogs zu Sachſen-Weimar und 
Eiſenach, durch Ihren Geſchaͤftstraͤger am eee Preußiſchen 
i Hofe, Herrn von Cruickshank ꝛe. 
nachſtehender Vertrag, unter Vorbehalt der beide 0 ce Ge⸗ 
nehmigung, abgeſchloſſen worden. 
Artikel J. 

Seine Majeſtaͤt der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit 
der Großherzog von Sachſen-Weimar wollen in den, zur Sicherung Ihrer lan⸗ 
desherrlichen Gefaͤlle und Aufrechthaltung der Gewerbe Ihrer Unterthanen 
nothwendigen, Maaßregeln einander gegenſeitig freundſchaftlich unterſtuͤtzen, und 
daher namentlich auch geſtatten, daß die Koͤniglich⸗ Preußiſchen Zoll- und Groß⸗ 
herzoglich⸗Saͤchſiſchen Impoſtbeamten in den Aemtern Allſtedt und Oldisleben, 

Jahrgang 1823. i Ste; die 


(Ausgegeben zu Berlin den Iten Dezember 1823.) 
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die Spur begangener Unterſchleife in die gegenſeitigen, innerhalb der Zoll-Linie i 


an den aͤußern Grenzen des Preußiſchen Staats, gelegenen Gebiete verfolgen, 
und, mit Zuziehung der Ortsohrigkeiten, ſich des Thatbeſtandes verſichern. 


Wenn auch zu deſſen Feſtſtellung oder zur Sicherung der Gefaͤlle und 


Strafen, Viſitationen, Beſchlagnahme und Vorkehrungen von den Zoll- oder 
Impoſtbeamten des einen oder des andern kontrahirenden Theils, bei den Landes⸗ 
oder Ortsbehoͤrden in Antrag gebracht werden, ſollen dieſe, nachdem ſie ſich von 
der Zulaͤſſigkeit, den Umſtänden nach, uͤberzeugt haben, ſolche alsbald willig 
und zweckmaͤßig veranſtalten. Seine Koͤnigliche Hoheit wollen auch in Ihrem 
Lande verordnen und darauf halten laſſen: 

1) daß alle Einwohner der Aemter Allſtedt und Oldisleben, oder andere 
ſich in denſelben aufhaltenden Perſonen, welche Wagren, unterſchleiflich 
uͤber die aͤußere Preußiſche Grenze eingefuͤhrt haben, oder welche ſonſt 
Handlungen begehen, welche gegen das Preußiſche Steuergeſetz und Ord⸗ 
nung vom 26ſten Mai 1818. und die darauf ſich beziehenden geſetzlichen 


Deklarationen laufen, welche durch die Geſetzſammlung entweder ſchon 
bekannt gemacht worden ſind, oder durch ſelbe noch in Zukunft werden 
bekannt gemacht werden, nach der Strenge dieſer Geſetze, deren Kennt⸗ 


niß bei ihnen vorausgeſetzt wird, auch von den Weimarſchen Gerichten, 
wenn von dieſen die Unterſuchung und Meng erfolgt, beſtraft wer: 
den ſollen; 


2) daß diejenigen, welche innerhalb der Grenzen der beiden mehr erwaͤhnten 
Aemter Handlungen begehen, durch welche eine Kontrebande mit Salz 
und Spielkarten, oder eine Defraude mit andern Waaren, welche einer 


auch von Preußiſchen Unterthanen innerhalb der Grenzen des Preußiſchen 

Staats zu erhebenden Verbrauchſteuer unterworfen ſind, geſchieht oder 

befördert wird, mindeſtens um den depdelten Betrag des dubvurch geſuch⸗ 

ten Vortheils, inſofern aber die Großherzoglichen Geſetze die Defrauda⸗ 

tion des Impoſtes mit haͤrteren Strafen ahnden, nach ſolchen beſtraft 

werden. Es ſoll jener Vortheil mindeſtens dem Betrage der Abgabe 

gleich geachtet werden, womit die Waare im Preußiſchen belegt iſt. Bei 

dem Salze wird als Abgabe der Preis angeſehen werden, zu welchem in 

den Niederlagen oder Faetoreien der naͤchſten Koͤniglichen Saline, das 

Salz zum inlaͤndiſchen Gebrauch an Preußiſche Unterthanen verkauft wird. 

Dagegen ſichern Seine Majeſtaͤt der Koͤnig Seiner Koͤniglichen Hoheit 

dem Großherzoge fuͤr die beiden mehrgedachten Aemter volle Erwiederung der 

in gegenwaͤrtigem Artikel sub 1. und 2. gemachten Zugeſtehungen in ähnlichen 
Faͤllen, z. B. bei Defraudation des Weimarſchen Impoſtes, zu. 

Artikel 2. 

Seine Majeſtät der Koͤnig von Preußen und Seine Koͤnigliche Hoheit 

der Großherzog von Sachſen-Weimar verſichern Ihren Unterthanen gegenfe en 
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den vollig freien und inigeftörten Verkehr zwiſchen den innerhalb der Zoll- Linie 
an den äußern Grenzen des Preußiſchen Staats belegenen Koͤniglich⸗Preußi⸗ 
ſchen und Großherzoglich⸗Saͤchſiſchen Landen dergeſtalt, daß die von den bei⸗ 
derſeitigen Unterthanen innerhalb des gedachten Bezirks zu verfuͤhrenden Waa⸗ 
ren und Erzeugniſſe aller Art, überall den eigenen inlaͤndiſchen völlig gleich be⸗ 
handelt werden ſollen. f . 
Mithin werden auch ſolche inländifche Erzeugniſſe, welche in den Koͤnig⸗ 
lich-Preußiſchen Landen oder den Großherzoglichen Aemtern Allſtedt und Ol⸗ 
disleben mit beſondern Verbrauchſteuern zur Zeit belegt find, oder kuͤnftig belegt 
werden moͤchten, vom Einen dieſer beiden Gebiete in das andere in ſofern 
von jeder Abgabe und ſonſtigen Hinderniß frei uͤbertreten, als in beiden Laͤndern 
dem Landesherrn gleiche Abgaben davon entrichtet werden. f 
e e 

Dia jedoch ein voͤllig freier Verkehr zwiſchen den Preußiſchen und Sachſen⸗ 
Weimarſchen Landen, wie er im vorſtehenden Artikel beabſichtigt wird, nur 
dann moglich iſt, wenn eine völlige Gleichheit der indirekten Abgaben⸗Verfaſſung, 
auch in Beziehung auf alle inlaͤndiſchen Erzeugniſſe ſtatt findet; ſo wollen Seine 
Koͤnigliche Hoheit der Großherzog zu Sachſen⸗Weimar und Eiſenach den Zins 
der Branntweinbrenner oder die Auflage auf den Branntwein, welcher in den 
Aemtern Allſtedt und Oldisleben erzeugt wird „vier Wochen nach erfolgter Aus⸗ 
wechſelung der Ratiftkatlonen gegenwärtigen Vertrags dergeſtalt erhoͤhen, daß 
ſolche der Preußiſchen Abgabe vom inlaͤndiſchen Branntwein vollig gleich koͤmmt, 
und die ſchon beſtehenden Kontrollen jederzeit im vollen Maaße wirkſam erhalten, 
damit die Preußiſche Regierung nicht in die Nothwendigkeit verſetzt werde: einen 

Grenzſchutz gegen die eben erwaͤhnten Aemter wieder anordnen zu muͤſſen. 

Bis dahin, daß die beabſichtigte Gleichheit der Abgaben erreicht ſeyn 
wird, kann von ſolchen Erzeugniſſen, die in beiden Gebieten nicht einer voͤllig 
gleichen Abgabe unterworfen ſind, ſey es in Folge der etwanigen Verſchiedenheit der 
geſetzlichen Beſtimmungen oder der mangelhaften Erhebung und Kontrolle in dem 
Gebiete, welches den hoͤheren Skeuerſatz hat, das Fehlende nach erhoben werden. 

In Ruͤckſicht auf das obige Verſprechen Seiner Koͤniglichen Hoheit und 
in Erwaͤgung, daß Wein- und Tabacksbau in den Großherzoglichen Aemtern 
Allſtedt und Oldisleben nicht getrieben wird, das Bier aber daſelbſt mit einer ſol⸗ 

chen Abgabe belegt iſt, daß das Verfuͤhren deſſelben in das Preußiſche Gebiet zur 
Zeit keiner beſondern Beachtung bedarf, wollen Seine Majeſtaͤt der König von 
Preußen, die Koſten der Erhebung der Gefälle an den aͤußern Graͤnzen des Preu⸗ 
ßiſchen Staates, allein tragen, und Seiner ‚Königlichen Hoheit keine Verwaltungs⸗ 
koſten in Abzug bringen laſſen. 

5 Ss Artikel 4. 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog behalten Sich jedoch vor, für den 
in den Aemtern Allſtedt und Oldisleben erzeugten Branntwein, welcher nach dem 
R Ff 2 nicht 
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nicht Preußiſchen Auslande beſtimmt iſt, eine Ihnen beliebige Steuer⸗Verguͤtigung 
zu bewilligen; die Koͤniglich⸗Preußiſche Regierung wird der Durchfuhr ſolchen durch 
das Preußiſche Gebiet nach dem Auslande gehenden, mit einer Steuer⸗Verguͤtung 
beguͤnſtigten, Branntweins kein Hinderniß in den Weg legen und von demſelben 
weder beim Eingange, Durchgange noch Ausgange irgend eine Abgabe erheben, 
unter der Bedingung: 

1) daß der Branntwein nicht unter 40 Grade Alkohol⸗Staͤrke, nach dem Alko⸗ 
holometer von Tralles, habe, und das auszufuͤhrende Quantum mindeſtens 

jedesmal ein Eymer ſey; 

2) daß die betreffende Großherzogliche Behoͤrde dem Exportanten vierteljährig 
einen Zuſage⸗ oder Bewilligungsſchein zur Ausfuhr ertheile, und dieſer oder 
beglaubigte Abſchrift deſſelben jeden Transport begleite; 

3) daß die betreffende Großherzogliche Behoͤrde die deklarirte Zahl und den In⸗ 
halt der zur Ausfuhr beſtimmten Gebinde nebſt Alkohol⸗Stkärke auf dem Zu⸗ 
ſage⸗ Schein vermerke, auf Spund und Zapfen jedes Gebindes Siegel lege, und 
die Richtung des Transports nach einem Königlichen Grenz⸗Zollamte beſtimme. 

Da beiden Regierungen ebenmaͤßig daran gelegen iſt, daß mit dem unter 
Steuervergutung nach dem Auslande gehenden Branntwein kein Unterſchleif ge⸗ 
trieben werde; fo wird die Koͤniglich⸗Preußiſche ihre Grenz⸗Zollaͤmter anweiſen, 
nach Viſirung der Gebinde und Unterſuchung der Staͤrke des Branntweins die 
Ergebniſſe auf den Großherzoglichen Zuſageſcheinen ganz ſpeziell zu vermerken, 
letztere aber ſodann unverweilt an die Großherzogliche Ausſtellungsbehoͤrde zuruͤck⸗ 
zuſenden, die Großherzogliche Regierung wird dagegen die Steuerverguͤtung nicht 
eher und nur in ſofern gewaͤhren, als die Ergebniſſe des Ausgangs mit dem In⸗ 
halte gedachter Zuſageſcheine uͤbereinſtimmen. N 


Artikel 5. ö 
In Ruͤckſicht auf die in den Artikeln I. 2. und 3. getroffene gegenſeitige 
Vereinbarung verſprechen Seine Majeſtaͤt der König von Preußen dasjenige 
Einkommen, welches Ihren Kaſſen in Folge des im Eingange dieſes Vertrages 
bezeichneten beſondern Verhaͤltniſſes zufließen dürfte, den landesherrlichen Kaſſen 
Seiner Koͤniglichen Hoheit des Großherzogs uͤberweiſen zu laſſen. 

Da aber nach den Beſtimmungen des Zoll- und Verbrauchsſteuer-Geſetzes 
vom 26ften Mai 1818. die Gefälle auf den äußern Grenzen des Preußiſchen Staates 
erhoben werden, und deshalb nicht zu ermitteln iſt, wieviel die Großherzoglichen 
Unterthanen in den Aemtern Allſtedt und Oldisleben davon fuͤr die aus dem Aus⸗ 
lande zu beziehenden Waaren entrichtet haben duͤrften ſo wollen Seine Majeſtaͤt 
der König, Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge einen Antheil an der 
Totalſumme eben erwaͤhnter Gefaͤlle nach folgenden Grundſaͤtzen gewaͤhren. 

Dieſer Antheil wird von drei zu drei Jahren, und zwar allemal fuͤr drei Jahre 
zum Voraus, das Naͤchſtemal aber zu Anfang des Jahres 1825. feſtgeſetzt, und 
in ſolchem Umfange gewaͤhrt werden, daß er ſich zum jedesmaligen letzt dreijaͤhri⸗ 
gen Ertrag des Einkommens an Verbrauchſteuern bei den Königlichen Zoll⸗ und 
Steuer- Aemtern in den ſieben oͤſtlichen Provinzen des Preußiſchen Staats ver⸗ 
halte, wie die Bevoͤlkerung der Aemter Allſtedt und Oldisleben zu jener des, in 
den Zollverband aufgenommenen, Theils der eben erwaͤhnten ſieben Provinzen. 
Es wird dabei, um die Schwierigkeiten der Sonderung der Zollgefaͤlle 8 der 
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Verbrauchſteuer zu beſeitigen, welche letztere nach der dermaligen Erhebungsrolle 
unter den Eingangs-Abgaben mit begriffen iſt, angenommen, daß die Verbrauch⸗ 


ſteuer % des Einkommens an Ein ⸗, Aus- und Durchgangsabgaben zuſammen⸗ 


genommen betrage. Da ein Theil der Zollgefaͤlle in Golde bezahlt wird, ſo wird 
der Antheil Seiner Koͤniglichen Hoheit an demſelben, auch nach den naͤmlichen 
eben angefuͤhrten Grundſaͤtzen gewährt werden. f 
Auf den Grund dieſer Beſtimmungen und der im Artikel 3. getroffenen Ver⸗ 
einbarung wegen Erlaſſung der Erhebungskoſten, iſt der Antheil an dem Steuer— 
Einkommen, welchen Seine Königliche Hoheit bis zum Zıflen Dezember 1824. zu 
erheben haben, auf eine Summe von 4000 Thalern Preußiſches Courant fuͤr das 
Jahr feſtgeſetzt, welche in gleichen Quartal-Raten von 1000 Rthlr. Pr. Courant 
in den Monaten März, Juni, September und Dezember bei der Koͤniglichen Me- 
gierungs⸗Hauptkaſſe zu Merſeburg, zur Verfuͤgung Seiner Koͤniglichen Hoheit 


bereit ſtehen ſoll. 


5 Die bei dem Abſchluß dieſes Vertrages fallige, vom Iften Januar d. J. an 
laufende Zahlung wird innerhalb vier Wochen, nach erfolgter Genehmigung deſſel— 
ben, durch die Regierungs-Hauptkaſſe zu Merſeburg geleiſtet. s 

Be Artikel 6. ö . 
5 Von den Waaren, welche mit Großherzoglichen Hofmarſchallamts-Atteſten 
fuͤr die Hofhaltung Seiner Koͤniglichen Hoheit eingehen, werden die Gefaͤlle, ſo 


weit es durch die gedachten Atteſte verlangt wird, nicht beim Eingange erhoben, 


fondern blos notirt, und bei der naͤchſten Quartalhebung des Antheils Seiner Kö- 

niglichen Hoheit an den Geſammteinkuͤnften ftatt baaren Geldes in Zahlung ange— 

rechnet werden. 2 T 
/ UrttEeL 27: 


Seine Majeſtaͤt der König von Preußen verfprechen dem Großherzoglich⸗ 


Saͤchſiſchen Amte Allſtedt das zu feinem Bedarfe noͤthige, bisher aus der Saline 


zu Artern bezogene Salz, auch fernerhin aus derſelben, und zwar fuͤr den niedrig⸗ 
ſten Verkaufspreis, um welchen Koͤnigliches Salz unmittelbar an nicht Königliche 
Unterthanen jetzt verkauft wird, oder fuͤr die Folge verkauft werden duͤrfte, verab— 
folgen zu laſſen. ne 

In Ermangelung einer genauen Ueberſicht des Bedarfs des Amts Allſtedt 
wird derſelbe zuvoͤrderſt zu 150,000 Pfd. für das Jahr angenommen, und es einer 
Verſtaͤndigung der betreffenden beiderſeitigen Behörden vorbehalten, ob dieſes Salz— 
Quantum zu erhoͤhen ſeyn duͤrfte oder vermindert werden koͤnnte. 

Der Beziehung des dem Amte Oldisleben noͤthigen Salzes aus der Fuͤrſtlich⸗ 
Schwarzburg-Rudolſtaͤdtſchen Saline zu Frankenhauſen, wird die Preußiſche Re⸗ 
gierung keine Hinderniſſe in den Weg legen; da jedoch das Salz und die Spielkar⸗ 
ten im Preußiſchen Gebiete nicht freien Umlauf haben, ſondern nur von den dazu 
beſtimmten Anſtalten verkauft werden duͤrfen, ſo werden in Folge dieſer Beſtimmung 
auch Salz und Spielkarten, welche in den Großherzoglichen Landen bereitet, ver— 
fertiget oder dahin eingefuͤhrt werden, in den Koͤniglichen Staaten nicht freien Um⸗ 
lauf haben koͤnnen, ſondern daſelbſt der gleichen Beſtimmung unterworfen ſeyn. 

Artikel 8. 5 

Die Dauer dieſes Vertrages wird auf eilf Jahre und zwar vom Iſten Januar 

d. J. an bis zum Schluſſe des Jahres 1833. feſtgeſetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem 
f Ab⸗ 


a 
Ablaufe dieſes Vertrages keine Aufkuͤndigung von der einen oder der andern Seite, 


ſo iſt er ſtillſchweigend als . Be weiter verlaͤngert anzuſehen. 
d rtikel 9. I 
Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll unverzuͤglich zur landesherrlichen Ratifikation 
vorgelegt, und nach Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſofort zur Voll⸗ 
ziehung gebracht werden. N s N 
Zu Urkund deſſen iſt derſelbe von den beiderſeitigen Bevollmächtigten mit ih⸗ 
ren Wappen beſiegelt und unterſchrieben worden. Berlin, den 27ſten Juni 1823. 


(J. S.) Heinr. Ulrich Wilh. v. Buͤl o w. (L. S.) Jacob Ignaz v. Cruickshank. 


Dieſer Vertrag iſt am Isten Auguſt d. 3. von Seiner Majeſtaͤt dem Könige 

ratifizirt und die Ratifikations-Urkunden find demnaͤchſt am 20ſten September zu 
Berlin ausgewechſelt worden. Berlin, den 29ſten November 1823. 

Koͤniglich⸗Preußiſches Miniſterium Der auswärtigen Angelegenheiten 


von Bernstorff. a 


(No. 831.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 1ſten Oktober 1823., wegen Anwendung des - 

Ravon⸗Geſetzes vom 24ſten Auguſt 1814., auf ſaͤmmtliche neu erworbene 

-und neu anzulegende Feſtun gen. 
Alk Ihren Bericht vom 28ſten Auguſt d. J. will Ich hiermit feſtſetzen, daß 
die Beſtimmungen des Rayon⸗Geſetzes vom 24ſten Auguſt 1814. und der 
Deklarationen deſſelben, auch auf ſaͤmmtliche, ſeitdem neuerworbene und neu⸗ 
angelegte, ſo wie auf alle noch etwa neuanzulegende Feſtungen der Monarchie 
Anwendung finden, und insbeſondere bei den Feſtungen am Rhein, die ſtren⸗ 
gern franzoͤſiſchen Rayon⸗Geſetze nicht mehr Platz greifen ſollen. 


Berlin, den ıflen Oktober 1823. a 8 5 | 
Friedrich Wilhelm. 


5 
die Staatsminiſter von Kircheiſen, von Schuckmann und von Hake. 


No. 832.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 12ten November 1823., wegen eines Praͤkluſiv⸗ 
Termins zur Anmeldung der an den Staat habenden Forderungen aus 
Weſtphaͤliſchen Reiche Obligationen, Bordereaux, Kaſſen⸗Quittungen 
9 und zinsloſen Kaſſen⸗ Scheinen. 
In Gemäßheit Meiner Order vom 22ſten Junius 1815., find diejenigen Weſt⸗ 
phaͤliſchen Reichs Obligationen, Bordereaux, Kaſſen⸗Quittungen und zinsloſen 
Scheine, welche aus der alten Landesſchuld — vormals Preußiſcher und nach 
Auflöſung des Koͤnigreichs Weſtphalen mit Meinen Staaten wieder vereinter 
Laͤndertheile — entſtanden ſind, einer Verifikation unterworfen worden, und Ich 
habe feſtgeſetzt: N i 
a) mitkelſt Order vom IAten April 1810. 
daß die zur Verifikation nicht eingehenden praͤkludirt; 
b) mittelſt Order vom 17ten Dezember 1821. aber, i 
daß die verifizirten in Staatsſchuldſcheine umgeſchrieben werden En. 
m 


er mtr 


‚Art erlöfchen, 


An die Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 


5 „ Mo 
Um dieſen Titel der Staatsſchuld zum Abſchluß zu bringen, beſtimme Ich, 


auf den Antrag der Hauptverwaltung der Staatsſchulden: 
N 8 


Daß zur Umſchreihung der erwähnten durch die Verifikation dazu geeigne⸗ 
ten Papiere dieſer Art, in Staatsſchuldſcheine ein Praͤkluſtotermin anzuſetzen iſt, 
und will es nachgeben, daß bis zum Eintritt deſſelben die bisher nicht verifizirten 
noch nachträglich zur Berifikation und demnaͤchſt zur Umſchreibung verſtattet werden. 


Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden hat daher das Publikum aufzu⸗ 
fordern, bei derſelben alle noch gegenwärtig zirkulirenden Weſtphaͤliſchen Reichs⸗ 
Obligationen, Bordereaux, Kaſſenquittungen und zinsloſen Scheine, welche aus 
der alten Landesſchuld, vormals Preußiſcher, nach Aufloͤſung des Königreichs 
Weſtphalen mit Meinen Staaten wieder vereinter Laͤndertheile, entſtanden ſind, 
gleichviel, ob ſie ſchon veriftzirt ſind oder nicht, innerhalb drei Monaten einzu⸗ 
reichen, unter der Verwarnung, daß mit Eintritt eines danach anzuſetzenden Ter⸗ 
mines, alle Anſpruͤche aus den bei derſelben nicht eingereichten Papieren dieſer 


erlöfchen, welche dare voer über die fruͤhern Anmeldungen ertheilt worden find, 2 
5 8 IV. 
Der Hauptverwaltung der Staatsſchulden uͤbertrage Ich zur Abkuͤrzung 


des Geſchaͤftsganges die noch ruͤckſtaͤndige Verifikation der, zur Umſchreibung in 


Staatsſchuldſcheine geeigneten Weſtphaͤliſchen Papiere, welche mit dem Verifika⸗ 
tionsatteſt noch nicht verſehen ſind. In Anſehung derjenigen Papiere, welche 
durch die dazu angeordnet geweſenen Kommiſſionen bereits verifizirt find, bedarf 


es der Verifikation durch die Hauptverwaltung der Staatsſchulden nicht weiter. 


Berlin, den Iaten November 1823. 


Friedrich Wilhelm. 


(No. 833.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 24ſten November 1823. wegen Zenſur aller 
D 5 militairiſchen Druckſchriften. ö f 
a bisher noch keine eigentliche Zenſur der militairiſchen Schriften Statt 
efunden hat; ſo finde Ich Mich bewogen, um die in der neuern Zeit vorge⸗ 
ommenen Mißbraͤuche abzuſtellen, hierdurch zu beſtimmen: 
N I) Daß 
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1) Daß kuͤnftig nicht allein alle militairiſchen Werke und militairifchen Jour⸗ 
nale, ſondern auch alle, in andern Schriften vorkommenden, auf die mi⸗ 
litairiſchen Verhaͤltniſſe Bezug habenden Stellen, einer beſondern Zenfur 
unterworfen werden, die Ich dem Generalſtaabe, unter der oberen Leitung 
des Chefs deſſelben, Generallieutenants von Muͤffling, uͤbertrage. 

2). Zu dem Ende tritt zu der, in jeder Provinz befindlichen, unter der ſpe⸗ 
ziellen Leitung des Oberpraͤſidenten ſtehenden Zenſurbehöͤrde ein General⸗ 
Stgabsoffizier, den zu ernennen und mit einer im Einverſtaͤndniß mit dem 
Kriegsminiſter entworfenen Inſtruktion zu verſehen, Ich dem Generallieu⸗ 
tenant von Muͤffling uͤberlaſſen habe. a 

3) Dieſem General - Staabsoffizier ſoll der Oberpraͤſident alle Schriften vor⸗ 
gedachten Inhalts, ſie mögen im In⸗ oder Auslande gedruckt werden follen, 
zur Zenſur vorlegen laſſen, bevor ſie das Imprimatur erhalten, und dazu 
alle Zenſoren, Verleger und Drucker feiner Provinz, bei Vermeidung der 
im Zenſur⸗Edikt verordneten Strafen, anweiſen. er 

) Wenn dem General: Staabsoffizier bei der Zenſur eines militairiſchen Werks 
Zweifel aufſtoßen, die er durch die ihm ertheilte Inſtruktion nicht beſeitigen 
kann; ſo hat er ſich deshalb an den Generallieutenant von Muͤffling zu 
wenden und gleichzeitig dem Ober⸗Praͤſidenten von der eingetretenen Verzö- 

gerung Nachricht zu geben. . Eee SER 

5) Sollte der Fall eintreten, daß der Ober-Praͤſident uͤber die Zenſur des Ge⸗ 
neral⸗Staabs⸗Offiziers Klage zu führen hätte, fo hat ſich derſelbe zu deren 
Beſeitigung ebenfalls zunaͤchſt an den Generallieutenant von Müffling zu 
wenden, der in Bezug auf die Zenſur der Schriften militairiſchen Inhalts in 
die Stelle des Ober-Zenſur-Kollegiums treten ſoll. = er 

6) Die hoͤchſte Behörde in allen Zenfur- Angelegenheiten militairiſcher Schriften 
iſt nach Analogie des Geſetzes vom 18ten Oktober 1819. das Kriegs⸗Mini⸗ 
ſterium, dem der Generallieutenant von Muͤffling daher alle ſtreitige 
Angelegenheiten, welche derſelbe nicht auf eigene Verantwortlichkeit beſei⸗ 
tigen zu koͤnnen glaubt, vortragen wird. N 8 a 

7) Wegen der Zenſur der in den militairiſchen Schriften vorkommenden Gegen⸗ 
ſtaͤnde anderer Art, finden die Beſtimmungen jenes Geſetzes ihre Anwendung. 

8) Die Zenſur des Militair⸗-Wochenblatts bleibt aber von den Beſtimmungen 
sub 2. bis 5. ausgeſchloſſen, und will Ich dieſelbe einer aus drei Staabs⸗ 
offizieren des großen Generalſtaabes beſtehenden Kommiſſion, unter der oberen 
Leitung des Generallieutenants von Muͤfflin g, übertragen. Ich ertheile 
dem Staatsminiſterium den Auftrag, dieſe Beſtimmungen durch die Geſetz⸗ 
ſammlung zur allgemeinen Kenntniß bringen zu laſſen, und die Oberpraͤſt⸗ 
denten hiernach zu inſtruiren; dem Generallieutenant von Muͤffling habe 
Ich bereits das Noͤthige eroͤffnet. Berlin, den 24ſten November 1823. 


Friedrich Wilhelm. 
An 
das Staatsminiſterium. 


